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Beachte 

Abs. 2 ist auf Geldstrafen anzuwenden, die nach dem 1. Jänner 2026 mit rechtskräftiger Entscheidung im 
Verwaltungsstrafverfahren verhängt wurden (vgl. § 822 Abs. 3). 

Text 

Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter/innen 

§ 424. (1) Die Mitglieder der Verwaltungskörper der Versicherungsträger und des Dachverbandes 
haben bei der Ausübung ihres Amtes die Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur Geheimhaltung, 
soweit und solange dies aus den in § 6 Abs. 1 des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG, BGBl. I 
Nr. 5/2024, genannten Gründen erforderlich und verhältnismäßig ist, und zur gewissenhaften und 
unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften unbeschadet des Amtshaftungs- und des 
Organhaftpflichtgesetzes für jeden Schaden, der dem Versicherungsträger (dem Dachverband) aus der 
Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. Die Versicherungsträger (der Dachverband) können auf 
Ansprüche aus der Haftung nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. Macht ein 
Versicherungsträger (der Dachverband) trotz mangelnder Genehmigung der Aufsichtsbehörde die 
Haftung nicht geltend, so kann diese die Haftung anstelle und auf Kosten des Versicherungsträgers (des 
Dachverbandes) geltend machen. 

(2) Im Falle der Verhängung einer Geldstrafe auf Grund des Verstoßes gegen 
verwaltungsstrafrechtliche Bestimmungen in Ausübung des Amtes eines Mitglieds eines 
Verwaltungskörpers ist diese vom Versicherungsträger (Dachverband) zu tragen. Ein Ersatzanspruch 
gegenüber Mitgliedern der Verwaltungskörper ist nach den Bestimmungen des Organhaftpflichtgesetzes 
zu beurteilen. 

(3) Bei der Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit nach bundesgesetzlichen Bestimmungen, die 
im Rahmen der Zuständigkeit des Bundes gemäß den Artikeln 10 oder 11 des Bundes-
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Verfassungsgesetzes (B-VG), BGBl. Nr. 1/1930, erlassen wurden, sind Verwaltungsübertretungen, die 
ausschließlich in Ausübung einer Funktion als Versichertenvertreter in Organen eines 
Sozialversicherungsträgers begangen wurden, nur insoweit zu berücksichtigen, als deren Art und 
Umstände Rückschlüsse auf die nicht ordnungsgemäße Ausübung der jeweiligen beruflichen Tätigkeit 
zulassen. 

(4) Abweichende Bestimmungen in anderen Bundesgesetzen, welche im Rahmen der genannten 
Kompetenzartikel beschlossen wurden, über die Berücksichtigung solcher Verwaltungsübertretungen bei 
der Beurteilung der Zuverlässigkeit treten, soweit sie denselben Sachverhalt betreffen, hinter Absatz 3 
zurück. 
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